
einige Schöffen den Weg doppelt zurücklegen, weil sie 
infolge ihrer Berufstätigkeit die üblichen Sprechzeiten 
nicht einhalten konnten. Ein solcher unnötiger Zeit­
verlust muß unbedingt vermieden werden.

Während noch mit den einzelnen Kandidaten per­
sönliche Rücksprachen geführt werden, müssen bereits 
die organisatorischen Vorbereitungen für die Wahl­
versammlungen in den Betrieben, Wohnbezirken und 
landwirtschaftlichen • Produktionsgenossenschaften ge­
troffen werden. In jedem Kreis werden in der Zeit vom 
10. bis 15. März 1955 drei Beispielversammlungen mit 
den befähigtesten Referenten des Bezirks durchgeführt 
werden. An diesen Versammlungen werden alle 
übrigen Referenten teilnehmen; sie erhalten dadurch 
eine praktische Anleitung und werden in die Lage ver­
setzt, von Anfang an viele Mängel und Schwächen zu 
vermeiden. Eine Auswertung dieser Beispielversamm­
lung wird ferner in der Presse erfolgen. Die Mitglieder

des Bezirkswahlausschusses haben sich bereits ver­
pflichtet, jeweils eine Beispielversammlung verantwort­
lich vorzubereiten und durchzuführen.

Soweit die Versammlungspläne in den Kreisen bisher 
noch nicht aufgestellt sind, hat dies umgehend zu ge­
schehen. Neben den Richtern, Staatsanwälten und 
Notaren werden als Referenten und Beauftragte des 
Wahlausschusses auch mindestens 15 wissenschaftliche 
Mitarbeiter der Akademie für Staats- und Rechts­
wissenschaft „Walter Ulbricht“ in Potsdam-Babelsberg 
zur Verfügung stehen.

Schließlich werden die bei den einzelnen Kreis­
gerichten in letzter Zeit gebildeten Schöffenaktivs 
wesentlich dazu beitragen, die noch vor uns stehenden 
Aufgaben zu lösen.

MAX BECKER,
Leiter der Justizverwaltumgsstelle im Bezirk Potsdam

Zur Vorbereitung und Durchführung der Schöffenwahlrersammlungen
Von GERHARD DILLHÖFER, Hauptreferent im Ministerium der Justiz

Nachdem nunmehr die vorbereitenden Arbeiten für 
die Schöffenwahlen, die Zeit, in der die Parteien und 
Massenorganisationen die Besten ihrer Mitglieder als 
Kandidaten für die Schöffenwahlen ausgesucht und 
nominiert haben, abgeschlossen sind, liegt das Haupt­
gewicht der kommenden Wochen in der Vorbereitung 
und Durchführung der einzelnen Wahlversammlungen. 
Die hierfür zur Verfügung stehende Zeit erstreckt sich 
über sechs Wochen, so daß selbst in großen Kreisen 
ausreichend Zeit vorhanden ist, um die Wahlversamm­
lungen gründlich vorzubereiten. Dabei muß insbeson­
dere darauf geachtet werden, daß diese Wahlversamm­
lungen nicht losgelöst von dem politischen Geschehen 
der Tage durchgeführt werden dürfen, sondern daß die 
Bedeutung unserer Schöffenwahlen, die Tatsache, daß 
in Deutschland die Schöffen erstmalig von den Bürgern 
direkt gewählt werden, nur dann richtig verstanden 
werden kann, wenn wir sie mitten in die politischen 
Ereignisse hineinstellen und zeigen, daß die Schöffen­
wahlen ein Teil unseres großen Kampfes gegen die 
Pariser Verträge und für die Erringung der Einheit 
unseres Vaterlandes sind. Nachdem nunmehr in Bonn 
entgegen dem Willen der übergroßen Mehrheit unseres 
Volkes die Pariser Verträge ratifiziert worden sind, gilt 
es um so mehr, wirklich die Besten unserer Werktätigen 
als Schöffen zu den Gerichten zu delegieren.

Diese Bedeutung unserer Schöffenwahlen ist sowohl 
in dem Leitartikel des „Neuen Deutschland“ vom 
16. Januar 1955 (Ausgabe A) als auch in dem gemein­
samen Aufruf des Nationalrats der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland und des FDGB- 
Bundesvorstandes (NJ 1955, Heft 3) eingehend gewürdigt 
worden. Die Tatsache, daß dieser Wahlaufruf gemein­
sam von dem Nationalrat der Nationalen Front und 
dem FDGB-Bundesvorstand erlassen worden ist, zeigt 
eindeutig, welche Verantwortung sowohl die Nationale 
Front als auch der FDGB für die Durchführung dieser 
Wahlen übernommen hat.

Wenn es sich in verschiedenen Betrieben und Kreisen 
zeigt, daß die Funktionäre der Nationalen Front und 
des FDGB dies noch nicht in vollem Umfange erkannt 
haben, so ist es jetzt bei der Vorbereitung der Ver­
sammlungen unbedingt notwendig, diese Unterschätzung 
der Schöffenwahlen zu beseitigen und jeden Funktionär 
der Nationalen Front und des FDGB von der Bedeu­
tung der Schöffenwahlen zu überzeugen.

Nach den Bestimmungen des Gerichtsverfassungs­
gesetzes (§ 35) werden die Schöffen für die Kreisgerichte 
von den wahlberechtigten Bürgern des Kreises in direk­
ter Wahl gewählt, während die Schöffen für die Be­
zirksgerichte von den Bezirkstagen gewählt werden. 
Dem entspricht auch die verschiedene Gestaltung der 
Durchführung der Wahl für die Schöffen der Kreis­
gerichte und der Bezirksgerichte, wie sie in den Ab­
schnitten II und III der Anordnung vom 10. Januar 1955 
zum Ausdruck kommt. Diese Regelung entspricht der 
Bedeutung, die unsere Kreisgerichte als die Gerichte

der unmittelbaren Verbindung mit den Werktätigen 
im System unserer Gerichtsverfassung haben. Das 
Schwergewicht der Schöffenwahlen liegt daher in den 
Kreisen. Deshalb kommt dem Abschnitt II der An­
ordnung vom 10. Januar 1955 besondere Bedeutung zu. 
Es muß in diesem Zusammenhang weiter darauf hin­
gewiesen werden, daß eine Übertragung der Grundsätze, 
die für die Wahlen der Kreisgerichtsschöffen festgelegt 
worden sind, auf die Wahl der Schöffen der Bezirks­
gerichte nicht vorgenommen werden kann. Eine solche 
Handhabung würde vielmehr dem Gerichtsverfassungs­
gesetz und der Anordnung vom 10. Januar 1955 wider­
sprechen und ist deshalb nicht zulässig. Innerhalb der 
Bestimmungen über die Wahl der Schöffen zu den 
Kreisgerichten kommt den §§ 16—18 der Anordnung be­
sondere Bedeutung zu. Die Bestimmungen dieser Para­
graphen regeln die Aufgaben und die Durchführung 
der W a h l v e r s a m m l u n g e n  und müssen daher bei 
der Vorbereitung der Wahlen besonders beachtet 
werden.

In fast allen Bezirken und Kreisen haben die Richter 
und Staatsanwälte erkannt, daß nach dem Wortlaut der 
Anordnung vom 10. Januar 1955 über die Durchführung 
der Schöffenwahlen für die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Wahlversammlungen zwar die Nationale Front 
des demokratischen Deutschland verantwortlich ist, daß 
es aber nichtsdestoweniger notwendig ist, den Kreis­
ausschüssen der Nationalen Front bei der Vorbereitung 
der Versammlungen jede erdenkliche Hilfe zu leisten. 
Aus dieser Erkenntnis heraus hat auch der Minister 
der Justiz in seinem Rundschreiben Nr. 10/55 vom 
21. Februar 1955 ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
zur Unterstützung der Kreisausschüsse der Nationalen 
Front und der Kreiswahlausschüsse Richter und Schöf­
fen heranzuziehen sind und daß diese Kollegen insoweit 
von ihren Aufgaben im Gericht entlastet werden 
müssen.

I
Welche Aufgaben sind nun bei der Vorbereitung der 

Wahlversammlungen für die Schöffen der Kreisgerichte 
zu erfüllen?

Zunächst muß an Hand der Kandidatenvorschläge 
festgestellt werden, aus welchen Betrieben, Landwirt­
schaftlichen Produktionsgenossenschaften, Gemeinden 
und Stadtbezirken die benannten Kandidaten kommen, 
damit festgelegt werden kann, wo Wahlversammlungen 
durchzuführen sind. Gleichzeitig muß festgelegt werden, 
wer diese Versammlung leitet, wer ihr als Beauftragter 
des Wahlausschusses beiwohnt und von wem das Refe­
rat gehalten wird. Dabei soll nach Möglichkeit so 
geplant werden, daß der Beauftragte des Wahlaus­
schusses gleichzeitig als Referent tätig wird. Dies 
widerspricht nicht dem Gesetz und ist auch durchaus 
möglich, weil die eigentliche Schöffenwahl erst nach 
Schluß der Debatte über das Referat eröffnet wird. Es 
muß außerdem für jede Wahlversammlung ein Schrift­
führer bestimmt werden.
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